
 Die nur 
gen nicht. Stiftungen scheint 
er zudem keine Träne nach-
zuweinen:  Bei einem ge-
schätzten Stiftungsvermögen 
von 60 Milliarden   brächte 
eine Abwanderung rund 15 
Milliarden   an Steuer." 

Priorität habe für Izdebska 
hingegen die Sicherung der 
Arbeitsplätze:  Ich will mir 
keine Gedanken machen müs-
sen, ob ich mir neue Mitar-
beiter leisten kann." Sie for-
dert eine Subvention für die 
Anstellung neuer, noch aus-

zubildender Mitarbeiter und 
eine stärkeren Fokus auf die 
Aus- und Fortbildung beste-
hender. Zudem fordert sie 
Unterstützung bei erstmali-
ger Kreditgewährung: Davon 
würden vor allem Jungunter-
nehmer profitieren. off 

Einschränkung der Gruppen-
besteuerung und höherer Stif-
tungsbesteuerung mit 1,7 Mil-
liarden  . 

Eine Forderung, die für 
Aleksandra Izdebska, Ge-
schäftsführerin des Compu-
terfachhandels DiTech, an den 
wahren Problemen der Wirt-
schaft vorbeigeht.  Dadurch 
wird die Kluft zwischen Men-
schen nur noch viel größer", 
sagt Izdebska. Vielmehr for-
dert sie die Politik auf, sich 
über den Arbeitsmarkt Ge-
danken zu machen, als diesen 
noch weiter zu gefährden, in-
dem die Standortsicherheit in 
Frage gestellt werde. An eine 
Abwanderung von Unterneh-
men, Konzernzentralen oder 
Stiftungen rechnet Matznet-
ter durch die SPÖ-Forderun-

und begründet dies in der an-

haltenden Unsicherheit hin-
sichtlich Arbeitsmarkt und 
Pens ionssystem. 

Neid schüren 
Geht es nach der SPÖ, wer-

den heimische KMU von der 
anstehenden Steuererhöhung 
nicht belastet. Vielmehr gilt 
für SP-Wirtschaftssprecher 
Christoph Matznetter das Flo-
rianiprinzip: Er will Banken, 
Spekulanten, Privatstiftungen 
und Großkonzerne zur Kassa 
bitten, die für ihn zu gering 
belastet werden:  Was einem 
KMU zuzumuten ist, muss 
auch dem Stifter zumutbar 
sein." Er rechnet mit Einnah-
men aus Bankenabgabe, Auf-
hebung der Spekulationsfris-
ten, Finanztransaktionssteuer, 

Seit Monaten gibt es keine an-

dere Diskussion, als jene über 
neue Steuern. Unternehmer 
müssen sich also auf einiges 
gefasst machen. Doch noch 
heißt es warten, denn die Re-
gierung hält ihre Pläne ge-
heim. Eine Taktik, die bei hei-
mischen KMU nicht gut an-
kommt. Albert Neumeister, 
Top-Winzer aus der Steier-
mark, bringt es auf den Punkt: 
 Die Politik schürt noch mehr 
Unsicherheit, als die Krise 
ohnehin schon mit sich ge-
bracht hat." 

Für den Absatz seiner qua-
litativ hochwertigen Produk-
te wäre diese aber unerläss-
lich, denn:  Für Qualität wird 
nicht mehr so viel bezahlt. 
Die Leute schauen genau auf 
ihr Geld", sagt Neumeister 

KMU Fehlende Information über künftige Steuern belasten Kaufkraft 
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